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gungsvertrag ist das vorgenannte Bundesgesetz im Gebiet der bis­
herigen DDR mit der Maßgabe in Kraft getreten, daß Beratungshil­
fe auch in Angelegenheiten des Arbeitsrechts und des Sozialrechts 
gewährt wird. Letzteres wird noch zu erläutern sein.

Die Übernahme der Beratungshilfe ist zu begrüßen. Dies wird 
deutlich, wenn man sich vergegenwärtigt, welche Möglichkeiten 
sie bietet und welche Erfahrungen in den vergangenen fast neun 
Jahren damit gemacht worden sind.

Entwicklung und Bedeutung

Die Vorläufer der Beratungshilfe reichen bis zum Ende des 19. 
Jahrhunderts zurück; seinerzeit wurden auf Initiative sozialdemo­
kratischer Gewerkschaften, konfessionell geprägter Vereinigungen 
und anderer Institutionen mit anwaltlicher Beteiligung Rechtsaus­
kunftsstellen gegründet. 1973 gab es schließlich anwaltliche Min- 
derbemitteltenberatung in über 100 Städten der Bundesrepublik.

Anfang der 70er Jahre kam die Beratung von Bürgern mit gerin­
gem Einkommen und Vermögen in die rechtspolitische Diskussion 
und damit auch die Frage nach der Organisation. Es standen 
sich zwei Modelle gegenüber, nämlich einerseits staatliche bzw. 
kommunale Beratung und andererseits anwaltliche Beratungshilfe. 
Für diese schlug der Deutsche Anwaltverein 1973 zwei Organi­
sationsformen vor, nämlich die Kanzleiberatung und Beratung in 
anwaltlichen Auskunftsstellen5.

Eben die anwaltliche Beratungshilfe setzte sich schließlich 
durch, allerdings mit der Maßgabe, daß das Beratungshilfegesetz 
in Bremen und Hamburg nicht gilt. Dort tritt an die Stelle der 
Beratungshilfe die öffentliche Rechtsberatung; in Berlin (West) hat 
der Rechtsuchende die Wahl zwischen anwaltlicher Beratungshilfe 
und öffentlicher Rechtsberatung (§ 14 BerHG).

Die Beratungshilfe wird vom rechtsuchenden Publikum zuneh­
mend angenommen. Während im Jahre 1981 in 49.644 Fällen an­
waltliche Beratungshilfe gewährt wurde, waren dies 1989 242.735.

Was ist Beratungshilfe und wer ist anspruchsberechtigt?

Beratungshilfe ist „Hilfe für die Wahrnehmung von Rechten außer­
halb eines gerichtlichen Verfahrens“ (§ 1 BerHG). Der Begriff gibt 
den Inhalt nicht korrekt wieder; denn der Rechtsuchende wird nicht 
nur beraten, sondern erforderlichenfalls auch anwaltlich vertreten 
(§ 2 Abs. 1 BerHG).

Beratungshilfe wird bewilligt, wenn der Rechtsuchende die er­
forderlichen Mittel nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnissen nicht aufbringen kann, keine andere zumutbare Mög­
lichkeit für Hilfe zur Verfügung steht und die Wahrnehmung der 
Rechte nicht mutwillig ist (§ 1 Abs. 1 BerHG).

Beratungshilfe gibt es für alle Rechtsgebiete, sieht man von ar- 
beits-, sozial- und steuerrechtlichen Auseinandersetzungen ab. Auf 
Grund landesrechtlicher Bestimmungen können sie aber mitabge- 
deckt werden, so z.B. in Bayern das Steuerrecht, in Niedersachsen, 
Rheinland-Pfalz und im Saarland das Arbeits- und Sozialrecht. 
Einer entsprechenden Regelung betreffend die beiden letztgenann­
ten Rechtsgebiete für die fünf Bundesländer auf dem Gebiet der 
ehemaligen DDR bedarf es nicht, weil - wie eingangs erwähnt 
- Angelegenheiten des Arbeitsrechts und des Sozialrechts durch 
den Einigungsvertrag (Anlage I Kap. Ill A Abschn. III Nr. 10) von 
vornherein in die Beratungshilfe miteinbezogen worden sind. Das 
ist zu begrüßen, und es bleibt zu hoffen, daß diesem Beispiel nun 
auch die noch fehlenden Bundesländer folgen.

Die Rechtsanwaltschaft hat von vornherein davor gewarnt, die 
gerade für untere soziale Schichten möglicherweise existentiellen 
arbeits- und sozialrechtlichen Probleme auszuklammem. Insoweit 
ist gegenwärtig beim Bundesverfassungsgericht eine Verfassungs­
beschwerde anhängig, mit der die Verletzung des Gleichheitsgrund­
satzes (Art. 3 Abs. 1 GG), die Verletzung der Rechtsweggarantie 
(Art. 19 Abs. 4 GG) und des rechtlichen Gehörs (Art. 103 Abs. 1 
GG) sowie des Grundrechts der negativen Koalitionsfreiheit (Art. 9 
Abs. 1 i.V.m. Art. 2 Abs. 1 GG) gerügt wird.

Beratungshilfe wird durch Rechtsanwälte gewährt, auch in Be­
ratungsstellen (§ 3 Abs. 1 BerHG). Durch das Wort „auch“ kommt 
zum Ausdruck, daß diese Möglichkeit als selbständige Alternative

neben die Kanzleiberatung tritt; denn regelmäßig wird der Rechts­
anwalt ja von seinem Büro aus beratend und vertretend tätig. Das 
Gesetz läßt aber die Möglichkeit offen, bewährte Modelle anwalt­
licher Beratung in Beratungsstellen, z.B. in Niedersachsen, fort- 
und einzuführen. Auch nach der Einrichtung einer Beratungsstelle 
bleibt alternativ die Kanzleiberatung offen. Der in der Beratungs­
stelle tätige Rechtsanwalt kann, wenn er dies für erforderlich erach­
tet, den Rechtsuchenden in seine Kanzlei bitten oder, wenn es sich 
um eine Angelegenheit handelt, die Spezialkenntnisse erfordert, an 
einen ihm kompetent erscheinenden Kollegen weiterverweisen.6

Die Beratungsstellen werden auf Grund einer Vereinbarung zwi­
schen der Anwaltschaft und der Landesjustizverwaltung - in der 
Regel im Gerichtsgebäude - eingerichtet. Insbesondere in den 
Bundesländern Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen sind damit 
gute Erfahrungen gemacht worden.

Im einzelnen: Über den Antrag auf Bewilligung von Beratungs­
hilfe entscheidet gemäß § 4 Abs. 1 BerHG das Amtsgericht (Kreis­
gericht).7 Dort erhält der Rechtsuchende den Berechtigungsschein 
nach Prüfung seiner persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnis­
se. Von selbst versteht sich, daß eine anwaltliche Beratungsstel­
le im Gericht hiernach kurze Wege gewährleistet und doppelte 
Schwellenangst - Amtsgericht (Kreisgericht) und Rechtsanwalt - 
vermeidet. Zudem bedeutet Beratungshilfe in der Beratungsstelle 
im allgemeinen schnelle Hilfe, was nicht nur dann vorteilhaft ist, 
wenn Eile geboten erscheint, sondern auch, wenn es um bloße 
Rechtsauskunft geht. Beratungshilfe in anwaltlichen Beratungs­
stellen entlastet im übrigen den einzelnen Anwalt und seinen 
Bürobetrieb, dies vorwiegend von Kurzauskünften.8

Nach allem können die Landesjustizverwaltungen im Gebiet der 
bisherigen DDR und die örtlichen Anwaltschaften selbst bestim­
men, ob sie schwerpunktmäßig die Kanzleiberatung oder die in 
anwaltlichen Beratungsstellen oder vielleicht auch beide gleich- 
gewichtig nebeneinander wünschen. Was unter solchen Umstän­
den der teilweise geforderte kostspielige Ausbau staatlicher oder 
anderer Rechtsberatungsstellen soll,9 ist nicht recht verständlich. 
Sozialpsychologische Argumente wie Unkenntnis oder Kosten- 
und Schwellenangst kann es bei Beratungshilfe in anwaltlichen 
Beratungsstellen nicht geben. Neun Jahre Erfahrung mit der Bera­
tungshilfe in der Bundesrepublik zeigen, daß sich die Anwaltschaft 
der Aufgabe, einkommensschwachen Bürgern mit Rat und Tat 
beizustehen, engagiert angenommen hat.

Es mag durchaus sein, daß der wirkliche Bedarf durch die 
bisherige Praxis der Beratungshilfe noch nicht voll abgedeckt 
ist. Hier bietet sich eine Zusammenarbeit mit Dritten, z.B. in 
Schuldner-, Drogen-, Strafgefangenen- und Eheberatungsstellen 
an. Dort besteht vielfältiger Beratungsbedarf, der mit Hilfe des 
Beratungshilfegesetzes ohne weiteres abgedeckt werden kann.10 11

Anwaltliche Pflichten

Wie gesagt: Die Anwaltschaft in der Bundesrepublik hat in den 
vergangenen 9 Jahren Beratungshilfe mit großem Engagement 
gewährt. Nicht einsichtig erscheint, warum man dies nicht auch 
von der DDR-Anwaltschaft erwarten zu können glaubt. Wenn, 
wie eingangs ausgeführt, der Rechtsanwalt für sich in Anspruch 
nimmt, der berufene unabhängige Berater und Vertreter in allen 
Rechtsangelegenheiten zu sein, dann ist er nicht nur gehalten, 
sondern auch verpflichtet, einkommensschwache Bürger zu beraten 
und zu vertreten (§ 11 BerHG, §49a BRAO/§61 Abs. 2 RAG). 
Das angetragene Beratungshilfemandat darf er nur aus wichtigem 
Grund ablehnen (§49a S. 2 BRAO/§61 Abs. 2 S. 2 RAG). Dazu 
gehören z.B. Unmöglichkeit, Störung des Vertrauensverhältnisses 
und Interessenkollision.11
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